Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/679 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Juni 1966 

II/ 1 — 62010 — 5264/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des Stein- 
kohlenabsatzes in der Elektrizitätswirtschaft 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 294. Sitzung am 13. Mai 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes die aus der Anlage 2 
ersichtliche Stellungnahme beschlossen. Die Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ergibt sich aus der Anlage 3. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/679 


Deutscher Bundestag — 5. W ahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung des Steinkohlenabsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Dieses Gesetz dient der Erhaltung eines angemes- 
senen Anteils der im Bereich der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl gewonnenen Stein- 
kohle (Gemeinschaftskohle) an der Erzeugung elek- 
trischer Energie, der bis zum 31. Dezember 1970 in 
der Größenordnung von 50 vom Hundert gehalten 
werden soll. 

§ 2 

(1) Einem Unternehmer, der nach dem 30. Juni 
1966 und vor dem 1. Juli 1971 ein Kraftwerk in Be- 
trieb nimmt, kann nach Maßgabe der Absätze 2 
und 3 auf Antrag auf die Dauer von höchstens zehn 
Jahren für jede in diesem Kraftwerk verbrauchte 
Tonne Gemeinschaftskohle ein Zuschuß gewährt wer- 
den, wenn er in dem Kraftwerk ausschließlich Ge- 
meinschaftskohle eingesetzt hat. § 1 Abs. 1 Satz 3 
des Gesetzes zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken vom 12. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 777) findet Anwendung. Der 
Steinkohle stehen Pechkohle sowie Braunkohle mit 
eiriem Anteil von 25 vom Hundert Tiefbaubraun- 
kohle gleich. 

(2) Der Zuschuß wird vom Bundesamt für gewerb- 
liche Wirtschaft (Bundesamt) nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres gewährt. Das Bundesamt kann 
dem Unternehmer die Gewährung des Zuschusses 
auf die Dauer von höchstens zehn Jahren dem 
Grunde nach Zusagen. 

(3) Bei Festsetzung der Höhe des Zuschusses sol- 
len unter Beachtung der Zielsetzung nach § 1 die 
Umstände des Einzelfalles, insbesondere die Mehr- 
kosten der Erzeugung elektrischer Energie bei aus- 
schließlichem Einsatz von Gemeinschaftskohle ge- 
genüber einem mit Heizöl betriebenen Kraftwerk 
vergleichbarer Lage und Größe unter Anrechnung 
der sich für den Unternehmer bei Inanspruchnahme 
des Gesetzes zur Förderung der Verwendung von 
Steinkohle in Kraftwerken ergebenden steuerlichen 
Vorteile berücksichtigt werden. 

§ 3 

(1) In einem Kraftwerk, das vor dem 1. Juli 1966 
in Betrieb genommen worden ist, darf bis zum 
30. Juni 1971 innerhalb von jeweils zwölf Monaten, 
beginnend mit dem 1. Juli 1966, nicht mehr Heizöl 


eingesetzt werden, als in der Zeit vom 1. April 
1965 bis zum 31. März 1966 in diesem Kraftwerk 
eingesetzt worden ist. Ist das Kraftwerk erst nach 
dem 1. April 1965 in Betrieb genommen worden, so 
setzt das Bundesamt auf Antrag den zulässigen 
Jahresverbrauch an Heizöl in Höhe des Verbrauchs 
fest, der sich mutmaßlich ergeben hätte, wenn das 
Kraftwerk bereits am 1. April 1965 betrieben wor- 
den wäre. 

(2) Die Verwendungsbeschränkung gilt nicht für 
solche Kraftwerke, die am 1. Juli 1966 mit einem 
anderen Brennstoff als Heizöl nicht betrieben wer- 
den können. Sie gilt ferner nicht für den technisch 
unvermeidbaren Einsatz von Heizöl zu Zündzwek- 
ken oder zur Stützfeuerung. 

(3) Das Bundesamt kann unter Beachtung der 
Zielsetzung nach § 1 im Einzelfall von der Verwen- 
dungsbeschränkung Befreiung erteilen. Die Befrei- 
ung ist zu erteilen, wenn dies aus überwiegenden 
Gründen der Gesamtwirtschaft oder des Gemein- 
wohls notwendig ist oder wenn die Verwendungs- 
beschränkung für den Unternehmer wirtschaftlich 
unzumutbar wäre. 

(4) Der Einsatz von Heizöl in einem Kraftwerk, 
das nach dem 30. Juni 1966 in Betrieb genom- 
men werden soll, bedarf der Genehmigung des 
Bundesamtes. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn dem Einsatz von Gemeinschaftskohle über- 
wiegende Gründe der Gesamtwirtschaft oder des 
Gemeinwohls entgegenstehen oder wenn zur Über- 
zeugung des Bundesamtes dargetan ist, daß der 
Einsatz von Gemeinschaftskohle auch bei Inan- 
spruchnahme der steuerlichen Vorteile des Gesetzes 
zur Förderung der Verwendung von Steinkohle in 
Kraftwerken und der Zuschüsse nach diesem Gesetz 
für das Unternehmen wirtschaftlich unzumutbar 
wäre. 

(5) Die Befreiung nach Absatz 3 und die Geneh- 
migung nach Absatz 4 können befristet, inhaltlich 
beschränkt oder mit Bedingungen oder Auflagen 
verbunden werden, soweit dies nach der Zielset- 
zung des § 1 erforderlich ist. 

§ 4 

(1) Beim Bundesamt wird ein Beirat aus sieben 
Mitgliedern gebildet. Er berät das Bundesamt bei 
der Ausführung dieses Gesetzes. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft beruft auf 
die Dauer von jeweils zwei Jahren drei Mitglieder 
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auf Vorschlag des Bundesrates und je ein Mitglied 
auf Vorschlag der Vereinigung Deutscher Elektrizi- 
tätswerke, der Vereinigung Industrielle Kraftwirt- 
schaft, der Wirtschaftsvereinigung Bergbau e. V. 
und des Mineralölwirtschaftsverbandes. Die Mit- 
glieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 


§ 5 

(1) Das Bundesamt kann von einem Unternehmer, 
der einen Antrag 

a) auf Erteilung einer Zusage nach § 2 Abs. 2 
Satz 2, 

b) auf Gewährung eines Zuschusses nach § 2 
Abs. 1 und 3, 

c) auf Befreiung nach § 3 Abs. 3 oder 

d) auf Erteilung einer Genehmigung nach § 3 
Abs. 4 

gestellt hat, die Erteilung von Auskünften und die 
Vorlage von Unterlagen verlangen, soweit dies zur 
Entscheidung über den Antrag erforderlich ist. 

(2) Die vom Bundesamt beauftragten Personen 
sind befugt, zu den in Absatz 1 genannten Zwecken 
gewerbliche Grundstücke und Geschäftsräume des 
Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Besichtigun- 
gen vorzunehmen und in die geschäftlichen Unter- 
lagen Einsicht zu nehmen. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 


§ 6 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit der Ausführung des Gesetzes betrauten 
Behörde oder als Mitglied des Beirates bekanntge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

a) in einem höheren als nach § 3 Abs. 1 und 3 
zulässigen Maße Heizöl einsetzt, 

b) entgegen § 3 Abs. 4 ohne Genehmigung 
Heizöl einsetzt, 

c) eine Auskunft, zu der er nach § 5 Abs. 1 
verpflichtet ist, nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt, 

d) Unterlagen, zu deren Vorlage er nach § 5 
Abs. 1 verpflichtet ist, nicht oder nicht 
vollständig vorlegt, 

e) entgegen § 5 Abs. 2 das Betreten von 
Grundstücken und Geschäftsräumen, die 
Vornahme von Besichtigungen und die 
Einsichtnahme in geschäftliche Unterlagen 
nicht gestattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
einhunderttausend Deutsche Mark, wenn sie fahr- 
lässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark geahndet werden. 


§ 8 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 7 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines 
anderen beauftragt ist. 

§ 9 

Begeht jemand als Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs einer juristischen Per- 
son oder als vertretungsberechtigter Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 7, so kann auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Geldbuße ist 
nach § 7 Abs. 2 zu bemessen. 


§ 10 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundes- 
amt. Es entscheidet auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 


3 



Drucksache V/679 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung ki Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Bundesregierung schlägt mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf vor, für einen befristeten Zeitraum 

a) die Verwendung von Steinkohle in neuen Kraft- 
werken durch die Gewährung von Zuschüssen 
für den Verbrauch von Gemeinschaftskohle zu 
fördern und 

b) die Verwendung von Heizöl in Kraftwerken in 
bestimmtem Umfang zu beschränken. 

Beide Maßnahmen dienen der Sicherung des An- 
teils der im Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl gewonnenen Steinkohle (Ge- 
meinschaftskohle) an der Erzeugung elektrischer 
Energie in der Größenordnung von 50 v. H. Diese 
Zielsetzung ist für die Zeit bis zum Ende des Jahres 
1970 befristet, damit der späteren, heute nicht über- 
sehbaren Entwicklung der übrigen für die Strom- 
erzeugung in Betracht kommenden Energieträger, 
wie z. B. der Kernenergie, nicht vorgegriffen wird. 

Die Energiepolitik der Bundesregierung ist darauf 
ausgerichtet, sowohl dem Gesichtspunkt der preis- 
günstigen als auch dem Gesichtspunkt der sicheren 
Energie Rechnung zu tragen. In diesem Zusammen- 
hang ist dem deutschen Steinkohlenbergbau schon 
immer eine besondere Rolle zugekommen, die sich 
aus der Tatsache ergibt, daß er auch heute noch die 
Grundlage der deutschen Energieversorgung ist. 
Zwar hat das Mineralöl heute in der Gesamtener- 
giebilanz einen nahezu gleichen Anteil wie die 
Kohle erreicht. Klammert man aber die Treibstoffe 
aus, so steht im Jahre 1965 auf dem Markt für 
Wärmeenergie einem Steinkohlenverbrauch von 
115 Mio t ein Heizölverbrauch von 62 Mio t SKE 
gegenüber. 

Die Elektrizitätswirtschaft ist in ganz besonderem 
Maße auf eine kontinuierliche, störungsfreie Ver- 
sorgung mit Einsatzenergien angewiesen, da die 
ungestörte Versorgung mit Elektrizität von aus- 
schlaggebender Bedeutung für den gesamten Wirt- 
schaftsablauf ist. 

Die Bundesregierung hat bereits mit der Vorlage 
des Gesetzes über die steuerliche Förderung der 
Verwendung von Steinkohle in Kraftwerken diese 
Gesichtspunkte anerkannt. 

Der Steinkohlenanteil bei der Elektrizitätserzeu- 
gung liegt heute bei etwa 50 davon 3 °/o Import- 
kohle. Die Bundesregierung ist der Meinung, daß 
dieser Anteil auch weiterhin gehalten werden soll. 
Angesichts der Preisunterschiede zwischen heimi- j 
scher Steinkohle und schwerem Heizöl sind für die j 
Erreichung dieser Zielsetzung zusätzliche Maßnah- j 
men notwendig. Die Bundesregierung hat alle Mög- I 
lichkeiten überprüft, auf welchem Wege dieses Ziel 
verwirklicht werden kann. Sie ist zu dem Ergebnis j 


gekommen, daß der beste, unsere Wirtschaft am 
wenigsten belastende Weg in einer Verbilligung 
des Mehrverbrauchs von Steinkohle in neuen Kraft- 
werken von etwa 2 Mio t jährlich und eine gewisse 
Verwendungsbeschränkung von Heizöl in Kraftwer- 
ken zu suchen ist. 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Der Mittelbedarf für die vorgesehenen Zuschüsse 
wird im ersten Jahr auf 30 Millionen DM geschätzt 
und steigt im Laufe der nächsten Jahre an und 
dürfte sich im Jahre 1970 auf etwa 150 Millionen DM 
jährlich belaufen. Bei diesem Mittelaufwand ver- 
bleibt es sodann für die kommenden fünf Jahre. An- 
schließend sinkt der Mittelaufwand mit dem stufen- 
weisen Auslaufen der Zuschüsse wieder ab. 
Die Ausführung des Gesetzes wird beim Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft voraussichtlich zusätz- 
liche Verwaltungskosten in Höhe von 50 000 DM 
jährlich (Personalkosten für einen zusätzlichen Be- 
amten des höheren Dienstes — A 13 — , einen Sach- 
bearbeiter — A 10 — und eine Schreibkraft — 
BAT 7 — im Geschäftsbereich der Bundesanstalt 
für gewerbliche Wirtschaft sowie Sachkosten) ver- 
ursachen. 

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates. 


B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Diese Vorschrift bringt die sich bereits aus der all- 
gemeinen Begründung ergebende Zielsetzung des 
Gesetzes zum Ausdruck. 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt die Gewährung von Zuschüs- 
sen für den Einsatz von Gemeinschaftskohle in neu 
zu errichtenden Kraftwerken. Die 10jährige Lauf- 
zeit dieser Zuschüsse ist in Anlehnung an die Ge- 
währung steuerlicher Vorteile nach dem Gesetz zur 
Förderung der Verwendung von Steinkohle in 
Kraftwerken gewählt worden. 

Die Gewährung der Zuschüsse obliegt dem Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft. Die Bundesre- 
gierung wird dafür sorgen, daß das Bundesamt bei 
seinen Entscheidungen im Rahmen der gesetzlichen 
Möglichkeiten der wirtschaftspolitischen Zielsetzung 
der Bundesregierung Rechnung trägt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift will verhindern, daß die bereits in 
Betrieb befindlichen Kraftwerke ihren jetzigen 
Kohleeinsatz durch den vermehrten Einsatz von 
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Heizöl verringern. In besonderen Fällen werden Ab- 
weichungen zugelassen. Für reine, bereits in Be- 
trieb befindliche Ölkraftwerke gilt eine Ausnahme- 
regelung. 

Neu errichtete Kraftwerke bedürfen für den Ein- 
satz von Heizöl der Genehmigung. Sie ist zu ertei- 
len, wenn dem Einsatz von Gemeinschaftskohle 
überwiegende Gründe der Gesamtwirtschaft oder 
des Gemeinwohls entgegenstehen oder wenn der 
Einsatz von Gemeinschaftskohle für das Unterneh- 
men wirtschaftlich unzumutbar wäre. 

Zu § 4 

Der Beirat soll gewährleisten, daß die Entscheidun- 
gen des Bundesamtes unter Abwägung aller in Be- 
tracht kommenden wirtschaftlichen Gesichtspunkte, 
insbesondere auch regionaler Art getroffen werden. 

Zu § 5 

Die Vorschrift ermächtigt das Bundesamt, Auskünfte 
und die Vorlage von Unterlagen zu verlangen sowie 


zu den erforderlichen Prüfungen und ergänzenden 
Erhebungen. 

Zu § 6 

§ 6 schützt das berechtigte Interesse an der Ge- 
heimhaltung der bei der Ausführung des Gesetzes 
erlangten Kenntnisse. 

Zu §§ 7, 8, 9 und 10 

Die §§ 7 bis 10 dienen der Sanktionierung der im 
Gesetz begründeten Öffentlich-rechtlichen Pflichten 
durch Geldbußen. 

§ 11 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Nach § 12 

tritt das Gesetz am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung wird gebeten, dem Gesetz- 
entwurf die nachstehende Fassung zu geben: 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Dieses Gesetz dient der Erhaltung eines angemes- 
senen Anteils der im Bereich der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl gewonnenen Stein- 
kohle (Gemeinschaftskohle) an der Erzeugung elek- 
trischer Energie, der bis zum 31. Dezember 1975 in 
der Größenordnung von 50 v. H. gehalten werden 
soll. Der Gemeinschaftskohle im Sinne dieses Ge- 
setzes stehen Pechkohle sowie Braunkohle mit 
einem Anteil von 25 vom Hundert Tiefbaubraun- 
kohle gleich. 

§ 2 

(1) Unternehmer, die Anlagen zur Stromerzeu- 
gung betreiben, erhalten für den Mehrverbrauch 
an Gemeinschaftskohle, den sie nach dem 30. Juni 
1966 gegenüber dem innerhalb einer Referenz- 
periode festgestellten Verbrauch nachweisen, einen 
Zuschuß, um die gegenüber dem Einsatz von Heizöl 
höheren Wärme- und Frachtkosten auszugleichen. 

(2) Unternehmer, die nach dem 30. Juni 1966 und 
vor dem 31. Dezember 1975 ein Kraftwerk in Betrieb 
nehmen, erhalten auf die Dauer von höchstens 
10 Jahren für jede in diesem Kraftwerk verbrauchte 
Tonne Gemeinschaftskohle einen Zuschuß. 

(3) Der Zuschuß wird nur für die Verwendung 
von Steinkohle in Kraftwerken gewährt. 

(4) Der Zuschuß wird pauschal in festen Beträgen 
je Tonne - - nach Frachtzonen gestaffelt — fest- 
gelegt. Bei der Errechnung des Zuschußbetrages ist 
von den Einstandspreisen für Steinkohle und schwe- 
res Heizöl je Tonne in den verschiedenen Fracht- 
zonen auszugehen. 

(5) Die Höhe des Zuschusses wird von Jahr zu 
Jahr nach den Frachtkosten und nach den Preis- 
ständen von Steinkohle und Heizöl festgesetzt. 
Ändern sich die Frachtkosten oder die Wärme- 
preisdifferenz zwischen diesen beiden Brennstoffen, 
so ist. der Zuschuß entsprechend zu erhöhen oder zu 
mindern. 

(6) Soweit aus Kraftwerken des Steinkohlenberg- 
baues, die in der Nähe der Lagerstätte errichtet 
werden, aus Gemeinschaftskohle erzeugter Strom 
an revierferne Abnehmer mittelbar oder unmittelbar 
abgegeben wird, sind auch die Kosten des Strom- 
transportes zu berücksichtigen. 


§ 3 

(1) Die Höhe des Zuschusses wird vom Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) fest- 
gesetzt. 

(2) Das Bundesamt kann dem Unternehmer die 
Gewährung des Zuschusses auf die Dauer von höch- 
stens 10 Jahren dem Grunde nach Zusagen. 

§ 4 

Der Zuschuß wird auf Antrag nach Ablauf eines 
jeden Kalenderjahres vom Bundesamt ausgezahlt. 

§ 5 

(1) In einem Kraftwerk, das vor dem 1. Juli 1966 
in Betrieb genommen worden ist, darf bis zum 
31. Dezember 1975 innerhalb von jeweils 12 Mo- 
naten, beginnend mit dem 1. Juli 1966, nicht mehr 
Heizöl eingesetzt werden, als in der Zeit vom 
1. April 1965 bis zum 31. März 1966 in diesem 
Kraftwerk eingesetzt worden ist. Ist das Kraftwerk 
erst nach dem 1. April 1965 in Betrieb genommen 
worden, so setzt das Bundesamt auf Antrag den zu- 
lässigen Jahresverbrauch an Heizöl in Höhe des 
Verbrauches fest, der sich mutmaßlich ergeben hätte, 
wenn das Kraftwerk bereits am 1. April 1965 in Be- 
trieb genommen worden wäre. 

(2) Die Verwendungsbeschränkung gilt nicht für 
solche Kraftwerke, die am 1. Juli 1966 mit einem 
anderen Brennstoff als Heizöl nicht betrieben wer- 
den können. Sie gilt ferner nicht für den technisch 
unvermeidbaren Einsatz von Heizöl zu Zünd- 
zwecken oder zur Stützfeuerung. 

(3) Das Bundesamt kann unter Beachtung der 
Zielsetzung nach § 1 im Einzelfall von der Verwen- 
dungsbeschränkung Befreiung erteilen. Die Befrei- 
ung ist zu erteilen, wenn dies aus überwiegenden 
Gründen der Gesamtwirtschaft oder des Gemein- 
wohls notwendig ist oder wenn die Verwendungs- 
beschränkung für den Unternehmer wirtschaftlich 
unzumutbar wäre. 

(4) Der Einsatz von Heizöl in einem Kraftwerk, 
das nach dem 30. Juni 1966 in Betrieb genommen 
werden soll, bedarf der Genehmigung des Bundes- 
amtes. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn im 
Einsatz von Gemeinschaftskohle überwiegende 
Gründe der Gesamtwirtschaft oder des Gemein- 
wohls entgegentstehen oder wenn zur Überzeugung 
des Bundesamtes dargetan ist, daß der Einsatz von 
Gemeinschaftskohle auch bei Inanspruchnahme der 
steuerlichen Vorteile des Gesetzes zur Förderung 
der Verwendung von Steinkohle in Kraftwerken 
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und der Zuschüsse nach diesem Gesetz für das 
Unternehmen wirtschaftlich unzumutbar wären. 

(5) Die Befreiung nach Absatz 3 und die Geneh- 
migung nach Absatz 4 kann befristet, inhaltlich be- 
schränkt oder mit Bedingungen oder Auflagen ver- 
bunden werden, soweit dies nach der Zielsetzung 
des § 1 erforderlich ist. 

§ 6 

Das Bundesamt kann von einem Unternehmer, 
der einen Antrag 

a) auf Befreiung nach § 5 Abs. 3 oder 

b) auf Erteilung einer Genehmigung nach § 5 
Abs. 4 

gestellt hat, die Erteilung von Auskünften und die 
Vorlage von Unterlagen verlangen, soweit dies zur 
Entscheidung über den Antrag erforderlich ist. 

§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

a) in einem höheren als nach § 5 Abs. 1 
und 3 zulässigen Maße Heizöl einsetzt, 

b) entgegen § 5 Abs. 4 ohne Genehmigung 
Heizöl einsetzt, 

c) eine Auskunft, zu der er nach § 6 ver- 
pflichtet ist, nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
100 000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig began- 
gen ist, mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 8 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 7 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 


die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines 
anderen beauftragt ist. 

§ 9 

Begeht jemand als Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs einer juristischen 
Person oder als vertretungsberechtigter Gesellschaf- 
ter einer Personenhandelsgesellschaft eine Ord- 
nungswidrigkeit nach § 7, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Geld- 
buße ist nach § 7 Abs. 2 zu bemessen. 

§ 10 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundes- 
amt. Es entscheidet auch über die Abänderung und 
Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 

§ 11 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Referenzperiode, die Frachtzonen 
und die Grundlagen für die Berechnung der Wär- 
mekosten zu bestimmen. 

§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Der vorgesehene Zeitraum von 5 Jahren ist zu 
kurz bemessen, um den mit dem Gesetz ver- 
folgten Zweck zu erreichen. 

2. Die im Entwurf der Bundesregierung enthaltenen 
Kann-Vorschriften bieten dem Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft einen erheblichen Er- 
messensspielraum. Dagegen ist in der vorge- 
schlagenen neuen Fassung dem Bundesamt ein 
gebundenes Ermessen bei der Ermittlung und 
bei der Festsetzung des Zuschusses vorgeschrie- 
ben. 

2. Die vorgeschlagene Fassung der §§ 2 bis 4 läßt 
das von der Bundesregierung erstrebte Ziel der 
Sicherung eines angemessenen Anteils der 
Steinkohle an der Stromerzeugung durch ein- 
fachere Verwaltungsmaßnahmen erreichen. 

4. Die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, den Anteil 
der Steinkohle an der Erzeugung elektrischer 


Energie in einer Größenordnung von 50 v. H. zu 
halten, soll dadurch erreicht werden, daß über 
die in den §§ 2 bis 4 vorgesehenen Zuschüsse 
hinaus die Verwendung von Heizöl in Kraft- 
werken in bestimmtem Umfange beschränkt 
wird. Der § 5 will somit verhindern, daß die 
bereits in Betrieb befindlichen Kraftwerke ihren 
jetzigen Kohleneinsatz durch vermehrten Ein- 
satz von Heizöl verringern. Weiter soll durch 
Einführung einer Genehmigungspflicht für den 
Einsatz von Heizöl in nach dem 30. Juni 1966 
neu errichteten Kraftwerken der Beschränkung 
der Verwendung von Heizöl in Kraftwerken 
Rechnung getragen werden. 

5. Die Bestimmungen der §§ 7 bis 10 dienen der 
Sanktionierung der im Gesetz begründeten 
öffentlich-rechtlichen Pflichten durch Geldbuße. 


9 



Drucksache V/679 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 


Äußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat die Bundesregierung gebeten, 
dem Gesetzentwurf eine andere Fassung zu geben. 
Sie unterscheidet sich vom Regierungsentwurf im 
wesentlichen in folgender Hinsicht: 

1. Der Anteil der Steinkohle an der Erzeugung 
elektrischer Energie soll bis zum 31. Dezember 
1975 in der Größenordnung von 50 v. H. gehalten 
werden. 

2. Die Zuschüsse sollen pauschal und nach Fracht- 
zonen gewährt werden: 

a) für den Mehrverbrauch an Gemeinschafts- 
kohle, der nach dem 30. Juni 1966 gegenüber 
dem Verbrauch innerhalb einer Referenz- 
periode in Kraftwerken eintritt; der Zuschuß 
soll die höheren Wärme- und Frachtkosten 
für den Einsatz von Gemeinschaftskohle aus- 
gleichen; 

b) für den Einsatz von Steinkohle in Kraftwer- 
ken, die zwischen dem 30. Juni 1966 und dem 
31. Dezember 1975 in Betrieb genommen wer- 
den; bei der Berechnung der Zuschüsse soll 
von den Einstandspreisen für Steinkohle und 
schweres Heizöl in den verschiedenen Fracht- 
zonen ausgegangen werden. 

Auf die Gewährung der Zuschüsse soll ein Rechts- 
anspruch bestehen. 

3. Bei Kraftwerken des Steinkohlenbergbaus sollen 
für an revierferne Abnehmer abgegebenen Strom 
die Transportkosten bei der Bemessung der Zu- 
schüsse berücksichtigt werden. 

Die Bundesregierung nimmt zu diesen Vorschlä- 
gen wie folgt Stellung: 

Zu 1. und 2. b) 

Die Ausdehnung des Gesetzes auf Kraftwerke, die 
bis zum 31. Dezember 1975 in Betrieb genommen 
werden, würde den Kohleeinsatz in der Elektrizitäts- 
wirtschaft auf rd. 60 Mio t im Jahr (nach der in der 
Regierungsvorlage vorgesehenen Regelung bis 1971 
auf 42 Mio t) anwachsen lassen. Die zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes benötigten Haushaltsmittel wür- 
den aber von rd. 1,5 Mrd. auf rd. 8,5 Mrd. DM an- 
steigen. Dieser Mittelbedarf würde auf rd. 4,5 Mrd. 
DM sinken, sofern folgerichtigerweise das Gesetz 
zur Förderung der Verwendung von Steinkohle in 
Kraftwerken vom 12. August 1965 — 1. Verstro- 
mungsgesetz — (Bundesgesetzbl. I S. 777) entspre- 
chend verlängert werden würde; die Differenz würde 
zu einem Drittel durch Steuerverzichte des Bundes 
und zu zwei Drittel durch Steuerverzichte der Bun- 
desländer ausgeglichen (siehe Aufstellung im An- 
hang). 


Bereits ein Finanzbedarf von 4,5 Mrd. DM be- 
deutet eine so große haushaltsmäßige Belastung, 
daß er nur befriedigt werden könnte, wenn durch 
Erschließung neuer Steuerquellen — etwa durch eine 
Verlängerung der Heizölsteuer über das Jahr 1971 
hinaus bis zum Jahre 1975 (zu erwartende Mehr- 
einnahme: 5 Mrd. DM) — die erforderlichen Mittel 
aufgebracht werden würden. Die vom Bundesrat vor- 
geschlagene Ausdehnung des Gesetzes bringt zudem 
die Gefahr mit sich, daß der späteren, heute nicht 
übersehbaren Entwicklung der übrigen für die Strom- 
erzeugung in Betracht kommenden Energieträger, 
wie z, B. der Kernenergie, vorgegriffen wird. 

Die Bundesregierung hält deshalb daran fest, daß 
die Zielsetzung des Gesetzes, den Anteil der Ge- 
meinschaftskohle an der Erzeugung elektrischer 
Energie in der Größenordnung von 50 v. H. zu hal- 
ten, für die Zeit bis zum Ende des Jahres 1970 be- 
fristet wird; sie hält weiter daran fest, daß nur die- 
jenigen neuen Kraftwerke Zuschüsse erhalten sollen, 
die bis zum 30, Juni 1971 in Betrieb genommen wer- 
den. Das schließt nicht aus, daß sie zu gegebener 
Zeit prüfen wird, ob es angebracht ist, Maßnahmen 
zur Ausdehnung des Gesetzes zu treffen. 

Zu 2. 

Die Begründung eines Rechtsanspruchs auf die 
Gewährung von Zuschüssen hält die Bundesregie- 
rung für bedenklich. Sie schlägt vielmehr vor, es bei 
der bisherigen Regelung zu belassen, nach der die 
Genehmigung des Zuschusses im Ermessen der Ver- 
waltung steht. Im Gegensatz zur Auffassung des 
Bundesrates ist sie auch der Meinung, daß das Er- 
messen hinreichend umgrenzt ist. 

Auch die vom Bundesrat vorgeschlagene Pauscha- 
lierung der Zuschüsse und ihre Staffelung nach 
Frachtzonen begegnet nach Auffassung der Bundes- 
regierung Bedenken. Wenn die Zuschüsse nach Maß- 
gabe der denkbar ungünstigsten Lage eines Kraft- 
werkes in jeder der Zonen orientiert würden, müßte 
der Mittelaufwand unnötig hoch sein. Würden die 
Zuschüsse nach der mittleren Lage der Kraftwerke 
in jeder Zone berechnet, könnten sie im Einzelfall 
unzureichend sein. Das hätte zur Folge, daß in die- 
sen Fällen der Einsatz von Heizöl genehmigt werden 
müßte; eine Möglichkeit, höhere Zuschüsse zu ge- 
währen, bestünde dann nicht. Der Bundesminister 
für Wirtschaft wird jedoch durch Richtlinien an das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft dafür sorgen, 
daß die Zuschüsse nach einem möglichst einfachen 
Verfahren berechnet werden. In Betracht kommen 
insbesondere eine vereinfachte Erfassung der Vor- 
teile der Unternehmen aus der Inanspruchnahme des 
1. Verstromungsgesetzes und eine erleichterte Er- 
mittlung der Wärmepreisdifferenz beim Einsatz von 
Steinkohle und Heizöl in Kraftwerken. 
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Zu 2. a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu, für den Mehrverbrauch an Gemein- 
schaftskohle in bereits in Betrieb befindlichen Kraft- 
werken Zuschüsse zu gewähren. Sie geht dabei da- 
von aus, daß sich dadurch der Gesamtmittelbedarf 
nicht nennenswert erhöht, wenn sich auch in den 
Anfangsjahren der Mittelbedarf etwas höher stellen 
dürfte. 


Zu 3. 

Diesem Vorschlag liegt offenbar der Gedanke zu- 
grunde, die Errichtung von Kraftwerken in der Nähe 
der Kohlenlagerstätten auch für den Fall zu fördern, 
daß der darin erzeugte Strom an Abnehmer außer- 
halb der Reviere abgegeben wird. Diesem Grund- 
gedanken stimmt die Bundesregierung zu. Er ließe 
sich durch folgende Ergänzung der Vorschrift über 
die Bemessung des Zuschusses verwirklichen: 

„Außerdem sind bei der Festsetzung des Zuschus- 
ses zu den Kosten für den Einsatz von Gemein- 
schaftskohle in Kraftwerken, die im Hinblick auf 
die Verwertung nicht transportwürdiger Kohle 
im Bereich der Steinkohlenreviere errichtet wor- 
den sind, auch die Kosten des Transports der 
elektrischen Energie in außerhalb der Steinkohlen- , 
reviere gelegene Gebiete zu berücksichtigen." 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß eine solche Rege- 
lung einen gewissen Mehraufwand zur Folge hat. 
Er dürfte sich jedoch in Grenzen halten, weil im Rah- ; 
men der Zielsetzung des Gesetzes nur der Einsatz 
einer bestimmten Menge Gemeinschaftskohle geför- 
dert wird. 

Der Fragenbereich bedarf noch näherer Prüfung. 

Aus all diesen Gründen sieht sich die Bundes- j 
regierung nicht in der Lage, der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Fassung des Entwurfs zuzustimmen. 
Sie schlägt vielmehr vor, dem Entwurf die aus der 
Anlage ersichtliche Fassung zu geben. Diese Fassung 
unterscheidet sich von dem dem Bundesrat zur Stel- 
lungnahme vorgelegten Gesetzentwurf in folgenden 
Punkten: 

1. Die §§ 1 und 2 des Regierungsentwurfs sind in | 

einer Bestimmung zusammengefaßt worden. j 

2. Der Gewährung eines Zuschusses steht es nicht 
entgegen, daß neben Gemeinschaftskohle und 
Müll auch sonstige Abfälle verbrannt werden. 

3. Bei der Zusage des Zuschusses dem Grunde nach 
für die Zukunft sollen nunmehr die Maßstäbe an- 
gegeben und erläutert werden, die bei der Fest- 


setzung der Höhe des Zuschusses bestimmend 
sein werden. 

4. Die Vorschrift über die Beschränkung des Heiz- 
öleinsatzes in Kraftwerken ist aus rechtsförm- 
lichen Gründen neu gefaßt worden. Dabei wurde 
eingefügt, daß der Einsatz von Heizöl in Kraft- 
werken nur solange und soweit genehmigungs- 
bedürftig ist, als das Kraftwerk für den Einsatz 
von Gemeinschaftskohle nach dem Gesetzentwurf 
Zuschüsse erhalten kann. Ferner wurde einge- 
fügt, daß der Einsatz von Heizöl keiner Genehmi- 
gung bedarf, wenn er aus Gründen der Luftrein- 
haltung behördlich angeordnet wird. Außerdem 
wurde klargestellt, daß der Heizöleinsatz auch 
dann zu genehmigen ist, wenn dadurch die Ziel- 
setzung des Gesetzes nicht gefährdet wird. 

Schließlich wurde noch die Bestimmung einge- 
fügt, daß der Einsatz von Heizöl in neu errich- 
teten Kraftwerken zu genehmigen ist, wenn die 
mit dem Einsatz von Gemeinschaftskohle verbun- 
denen Mehrkosten durch Zuschüsse nicht ausge- 
glichen werden. 

Als Referenzjahr für den Hcizölverbrauch in be- 
stehenden Kraftwerken ist wegen der leichteren 
statistischen Erfassung nunmehr das Kalender- 
jahr 1965 gewählt worden. 

5. Die Vorschrift über den Beirat ist um formelle 
Regelungen ergänzt worden. Außerdem soll der 
Beirat um 3 Mitglieder erweitert werden. Sie 
werden auf Vorschlag des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie e. V. ernannt und sollen den 
besonderen Interessen der stromintensiven Wirt- 
schaftszweige Rechnung tragen. 

6. Das Recht des Budesamtes für gewerbliche Wirt- 
schaft, die Erteilung von Auskünften und die 
Vorlage von Unterlagen zu verlangen, ist allge- 
meiner gefaßt worden. 

7. Mit § 5 wurde eine Bestimmung aufgenommen, 
wonach derjenige zur Anzeige verpflichtet ist, 
der Kraftwerke betreibt, in denen Heizöl ohne 
Genehmigung eingesetzt werden darf, 

8. In § 7 wurde der Strafrahmen für die Ordnungs- 
widrigkeiten geändert, um dem verschiedenen 
Schuldgehalt der Ordnungswidrigkeiten Rech- 
nung zu tragen. 

9. Die Änderung des § 12 (früher § 13) soll deutlich 
machen, daß die in dem Gesetz genannten Ter- 
mine (30. Juni und 1. Juli 1966) mit dem für das 
Inkrafttreten des Gesetzes vorgesehenen Termin 
in Beziehung stehen. 

Im übrigen sind in dem nachstehenden Gesetz- 
entwurf die aus der Stellungnahme des Bundesrates 

übernommenen Vorschläge eingearbeitet worden. 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

(1) Zur Erhaltung eines angemessenen Anteils j 

der Gemeinschaftskohle an der Erzeugung elek- i 
trischer Energie, der bis zum 31. Dezember 1960 in j 
Höhe von annähernd 50 vom Hundert gehalten wer- ! 
den soll, kann dem nach Absatz 5 Antragsberech- i 
tigten ein Zuschuß zu den Kosten der Gemein- j 
schaftskohle gewährt werden, die j 

1. in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb genom- 
menen Kraftwerken eines Unternehmens 
bis zum 30. Juni 1976 über die Referenz- 
menge hinaus, 

2. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 

stungssteigernden Anlagen eines Kraft- ! 
Werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 ! 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- ; 
men werden, | 

eingesetzt wird. 

(2) Gemeinschaftskohle im Sinne dieses Gesetzes 
ist die im Bereich der Europäischen Gemeinschaft ' 
für Kohle und Stahl gewonnene Steinkohle und 
Pechkohle sowie Braunkohle mit einem Anteil an 
Tiefbaubraunkohle von mindestens 25 vom Hun- 
dert. Referenzmenge im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
ist die in allen Kraftwerken eines Unternehmens j 
in der Zeit vom 1. Januar 1965 bis zum 31. Dezem- 
ber 1965 insgesamt eingesetzte Menge an Gemein- ; 
schaftskohle. Sind Kraftwerke eines Unternehmens 
erst nach dem 1. Januar 1965 in Betrieb genommen 
worden, so wird als Referenzmenge diejenige 
Menge an Gemeinschaftskohle festgesetzt, die mut- 
maßlich eingesetzt worden wäre, wenn diese Kraft- 
werke bereits am 1. Januar 1965 betrieben worden ! 
wären. 

(3) Der Zuschuß nach Absatz 1 Nr. 2 wird nur 

für diejenigen Betriebsjahre gewährt, in denen in 
den neuen Anlagen ausschließlich Gemeinschafts- 
kohle eingesetzt worden ist, höchstens jedoch bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem das zehnte 
Betriebsjahr endet. Der Gewährung eines Zuschus- 
ses steht es nicht entgegen, daß neben diesem 
Brennstoff auch Müll oder sonstige Abfälle ver- j 
brannt oder in einem technisch unvermeidbaren ! 
Maße zu Zündzwecken oder zur Stützfeuerung oder j 
vorübergehend ausschließlich aus Gründen der Luft- j 
reinhaltung aufgrund behördlicher Anordnung an- 
dere Brennstoffe eingesetzt werden. j 


(4) Bei der Festsetzung des Zuschusses sind die 
Umstände des Einzelfalls, insbesondere die durch 
den Einsatz von Gemeinschaftskohle anstelle von 
1 Heizöl entstehenden Mehrkosten unter Anrechnung 
! der ausnutzbaren steuerlichen Vorteile aufgrund des 
i Gesetzes zur Förderung der Verwendung von Stein- 
! kohle in Kraftwerken vom 12. August 1965 (Bundes- 
! gesetzbl. I S. 777) zu berücksichtigen, 
i 

| (5) Die Entscheidung nach Absatz 1 und Ab- 

I satz 2 Satz 3 trifft das Bundesamt für gewerbliche 
! Wirtschaft. Anträge auf Gewährung eines Zuschus- 
j ses sind schriftlich innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jeden Kalenderjahres, in welchem die 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen Vor- 
gelegen haben, einzureichen und zu begründen. An- 
tragsberechtigt ist, wer das Kraftwerk am 31. De- 
zember des Jahres betrieben hat, für das der Zu- 
schuß gewährt werden soll. 

i 

1 (6) Die Gewährung des Zuschusses kann für die 

: Zukunft nur dem Grunde nach und nur zugunsten 
| des jeweiligen Antragsberechtigten zugesagt wer- 
i den. Die Zusage soll die Maßstäbe angeben und 
| erläutern, die bei der Festsetzung der Höhe des 
j Zuschusses bestimmend sein werden. 


§ 2 

(1) Der Einsatz von Heizöl bedarf 

1. in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb genom- 
menen Anlagen eines Kraftwerkes in der 
Zeit vom 1. Juli 1966 bis zum 30. Juni 
1976 und 

2. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 
stungssteigernden Anlagen eines Kraft- 
werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- 

! men werden, bis zum Ablauf des Kalen- 

derjahres, in dem das zehnte Betriebsjahr 
endet, 

der Genehmigung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für den Einsatz von Heizöl 

a) in Kraftwerken, in denen vor dem 
1. Juli 1966 nach der Art ihrer Anlagen 

! andere Brennstoffe als Heizöl nicht ein- 

gesetzt werden konnten, 

b) in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb ge- 
nommenen Anlagen eines Kraftwerkes, 
der die Referenzmenge nicht über- 

1 schreitet; 
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2. für diejenige Menge an Heizöl, 

a) die aus technischen Gründen zu Zünd- ; 

zwecken oder zur Stützfeuerung einge- 
setzt werden muß, , 

b) deren Einsatz vorübergehend aus- 
schließlich aus Gründen der Luftrein- 
haltung behördlich angeordnet ist. 

Referenzmenge ist die in dem Kraftwerk in der Zeit 
vom 1. Januar 1965 bis zum 31. Dezember 1965 ein- 
gesetzte Heizölmenge. Ist das Kraftwerk erst nach 
dem 1. Januar 1965, jedoch vor dem 1. Juli 1966 in 
Betrieb genommen worden, so wird auf Antrag als 
Referenzmenge diejenige Menge an Heizöl festge- 
setzt, die mutmaßlich eingesetzt worden wäre, wenn 
das Kraftwerk in der Zeit vom 1. Januar 1965 bis 
31. Dezember 1965 betrieben worden wäre. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, soweit der 
Einsatz von Gemeinschaftskohle 

1. dem gesamtwirtschaftlichen Interesse im 
Einzelfall widerstreiten würde; 

2. wirtschaftlich unzumutbar wäre, es sei j 
denn, die Unzumutbarkeit beruhte darauf, i 
daß in dem Kraftwerk nach der Art seiner ! 
Anlagen ein höherer Einsatz von Gemein- j 
schaftskohle nicht möglich ist und eine j 
andere Einrichtung der Anlagen wirt- 
schaftlich zumutbar gewesen wäre; 

3. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 

stungssteigernden Anlagen eines Kraft- 
werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- 
men werden, gegenüber dem Einsatz von 
Heizölmehrkosten verursacht, die durch 
die Zuschüsse nach § 1 nicht ausgeglichen 
werden, es sei denn, der fehlende Aus- 
gleich der Mehrkosten beruhte darauf, daß 
die steuerlichen Vorteile aufgrund des I 
Gesetzes zur Förderung der Verwendung i 
von Steinkohle in Kraftwerken vom | 
12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 777) 
nicht ausgenutzt werden. . 

In anderen Fällen ist die Genehmigung zu erteilen, 
soweit der Einsatz des Heizöls die Erhaltung des in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Anteils der Gemeinschafts- 
kohle an der Erzeugung elektrischer Energie nicht 
gefährdet. 

(4) Die Genehmigung kann befristet, inhaltlich 

beschränkt erteilt sowie mit Bedingungen oder Auf- 
lagen verbunden werden, soweit dies erforderlich : 
erscheint, um den in § 1 Abs. 1 bezeichneten Anteil ; 
der Gemeinschaftskohle an der Erzeugung elek- ; 
frischer Energie zu erhalten. ! 

(5) Die Entscheidung nach Absatz 2 Satz 3 und 
Absatz 3 trifft das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft. 

§ 3 

(1) Beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ; 
wird ein Beirat gebildet. Er berät das Bundesamt 
für gwerbliche Wirtschaft bei der Durchführung des i 
Gesetzes. 


(2) Der Beirat besteht aus zehn Mitgliedern; der 
Bundesminister für Wirtschaft berult sie auf die 
Dauer von zwei Jahren, und zwar drei Mitglieder 
auf Vorschlag des Bundesrates, drei Mitglieder auf 
Vorschlag des Bundesverbandes der Deutschen In- 
dustrie e. V. und je ein Mitglied auf Vorschlag der 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, der Ver- 
einigung Industrieller Kraftwirtschaft, der Wirt- 
schaftsvereinigung Bergbau e. V. und des Mineral- 
ölwirtschaftsverbandes. Die Mitglieder können ihr 
Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Bundesminister für Wirtschaft jederzeit niederlegen. 

(3) Die Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamt- 
lich aus. 

(4) Die Sitzungen des Beirats werden vom Präsi- 
denten des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 
oder von dem von ihm bestimmten Beamten einbe- 
rufen und geleitet. 

§ 4 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann von demjenigen, der ein Kraftwerk betreibt, 
die Erteilung von Auskünften und die Vorlage von 
Unterlagen verlangen, soweit dies erforderlich ist, 
um die Einhaltung dieses Gesetzes zu überwachen. 

(2) Die vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft beauftragten Personen sind befugt, zu dem in 
Absatz 1 genannten Zweck gewerbliche Grundstücke 
und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen zu be- 
treten, dort Besichtigungen vorzunehmen und in die 
geschäftlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 5 

Wer ein Kraftwerk betreibt, in dem vor dem 
1. Juli 1966 Heizöl eingesetzt worden ist, hat dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft bis zum 
1. Oktober 1966 anzuzeigen, 

1. ob in dem Kraftwerk vor dem 1. Juli 1966 
nach der Art seiner Anlagen andere Brenn- 
stoffe als Heizöle nicht eingesetzt werden 
konnten, oder 

2. welche Mengen an Heizöl er neben anderen 
Brennstoffen in der Zeit vom 1. Januar 1965 
bis zum 31. Dezember 1965 in dem Kraftwerk 
eingesetzt hat. 

§ 6 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde oder als Mitglied des Beirats bekanntge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis 
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bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 1 
dieser Strafen bestraft. i 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der | 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder | 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Heizöl als Brennstoff 
in Kraftwerken ohne die erforderliche Ge- 
nehmigung einsetzt; 

2. entgegen § 4 Abs. 1 eine Auskunft nicht, ! 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder Unterlagen nicht oder nicht vollstän- 
dig vorlegt; 


3. entgegen § 4 Abs. 2 das Betreten von ; 
Grundstücken oder Geschäftsräumen, die j 
Vornahme von Besichtigungen und die | 
Einsicht in geschäftliche Unterlagen nicht 
duldet; 

4. entgegen § 5 eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erstattet. 


(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu ein- 
hunderttausend Deutsche Mark und die fahrlässige 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

(3) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 bis 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark und die fahrlässige 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 


§ 8 


(1) Die Bußgeldvorschriften des § 7 gelten auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 


Organs, als vertretungsberechtigter Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes oder eines Teiles des Betriebes eines 
anderen beauftragt oder von diesem ausdrücklich 
damit betraut ist, in eigener Verantwortung Pflich- 
ten zu erfüllen, die dieses Gesetz auferlegt. 


§ 9 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Proku- 
rist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungswidrig- 
keit nach § 7 Abs. 1, so kann auch gegen die juri- 
stische Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Geldbuße ist 
nach § 7 Abs. 2 und 3 zu bemessen. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen hat, und für den Ge- 
winn, den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat. 


§ 10 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft. Es entscheidet auch 
über die Abänderung und Aufhebung eines rechts- 
kräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften Bußgeld- 
bescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten). 


§ 11 

Dieses Gesetz gilt, nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 


14 



Drucksache V/679 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


A n h a n g z u A n 1 a g e 3 


Voraussichtlicher Mittelbedarf zur Förderung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 


1 . 


2. 


Für eine Förderung der in der Zeit vom 1. Juli 
1966 bis 30. Juni 1971 in Betrieb gehenden Kraft- 
werke entsprechend dem Regierungsentwurf be- 
trägt der Mittelaufwand bei jeweils lOjähriger 
Zuschußgewährung rd. 1 ( 5 Mrd. DM. 


Bei einer Verlängerung des Förderungszeitrau- 
mes um 4 Vs Jahre, d. h. für die in der Zeit vom 
1. Juli 1966 bis 31. Dezember 1975 in Betrieb 
gehenden Kraftwerke steigt der Mittelaufwand 
ohne gleichzeitige Verlängerung des 1. Ver- 

stromungsgesetzes auf rd. 8,5 Mrd. DM 

an und wird sich für die einzelnen Jahre etwa 
wie folgt entwickeln: 


Zeitraum 


Mio DM/Jahr 


Steinkohlen- 
einsatz bei 50 °/o 
Anteil 

in Mio t/Jahr 


2. Flalbjahr 


1966 

16 

33 

1967 

72 

35,5 

1968 

110 

38 

1969 

152 

40,5 

1970 

194 

43 

1971 

236 

45,5 

1972 

346 

48 

1973 

466 

51 

1974 

625 

54,5 

1975 

792 

rd. 58 bis 


3. Bei Verlängerung des Förderungszeitraumes um 
4 V 2 Jahre wie unter 2. und entsprechender Aus- 
dehnung des 1. Verstromungsgesetzes verringert 
sich der Mittelbedarf für die Gewährung von Zu- 
schüssen auf rd. 4,5 Mrd. DM, 

der sich auf die einzelnen Jahre etwa wie folgt 
aufteilen wird: 


Zeitraum 


Mio DM/Jahr 


Steinkohlen- 
einsatz bei 50 0 0 
Anteil 

in Mio t/Jahr 


2. Halbjahr 


1966 

16 

33 

1967 

72 

35,5 

1968 

110 

38 

1969 

152 

40,5 

1970 

194 

43 

1971 

236 

45,5 

1972 

280 

48 

1973 

328 

51 

1974 

388 

54,5 

1975 

540 

rd. 58 bis 

Halbjahr 

1976 

224 



1. Halbjahr 

1 Q7b 


2. Halbjahr 


1 yj T U 

773 

1976 

207 

2. Halbjahr 






1977 

378 

1976 




1977 

755 

1978 

338 

1978 

716 

1979 

298 

1979 

677 

1980 

256 

1980 

637 

! 1981 

213 

1981 

595 

1 




| 1982 

169 

1982 

487 





1983 

121 

1983 

374 



1984 

233 

1984 

52 

1985 

125 

1985 

32 
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